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Auftrag Kocher 

betreffend Beschleunigung der Ortsplanungsrevisionen 

Antwort der Regierung 

Wie im Auftrag zutreffend festgestellt wird, fordert die Komplexität der planerischen 

Umsetzung und der bundesrechtlichen Vorgaben alle am Planungsprozess beteilig-

ten Parteien in erhöhtem Mass. Dies zeigt sich insbesondere daran, dass eine Viel-

zahl der Gemeinden die im Kantonalen Richtplan festgesetzte Frist zur Umsetzung 

der ersten Etappe der Revision des Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG 1) 

voraussichtlich nicht werden einhalten können. Die Dauer der Verfahren zur kantona-

len Vorprüfung resp. Genehmigung von Nutzungsplanungen hängt von verschiede-

nen Faktoren ab (vgl. Antwort der Regierung auf Anfrage Gort vom 17. Oktober 

2022; Protokoll Nr. 800/2022). Zunächst ist zu vergegenwärtigen, dass der Kanton 

an die allgemeinen und spezialgesetzlichen Verfahrensbestimmungen gebunden ist. 

Da den Verfahrensbeteiligten das rechtliche Gehör zu gewähren ist und oft lange 

Schriftenwechsel erfolgen (die vom Kanton nicht beeinflusst werden), verlängert sich 

das Genehmigungsverfahren entsprechend. Dieser Umstand kommt insbesondere 

deshalb zum Tragen, weil gegen OP-Gesamtrevisionen, in denen Auszonungen be-

schlossen werden, regelmässig zahlreiche Planungsbeschwerden erhoben werden. 

Weiter ergibt sich der von der Genehmigungsbehörde anzuwendende Prüfungs-

massstab aus den rechtlichen Vorgaben (vgl. Art. 26 des Bundesgesetzes über die 

Raumplanung, RPG; SR 700): Ortsplanungen müssen mit den – durch RPG 1 erwei-

terten – Vorgaben des RPG, des funktionalen Raumplanungsrechts sowie des 

Raumplanungsgesetzes für den Kanton Graubünden (KRG; BR 801.100) überein-

stimmen. Bereits im Rahmen der Vorprüfung ist eine entsprechende Prüfung der Ge-

nehmigungsfähigkeit durchzuführen. Eine gestaffelte Genehmigung von Teilen einer 

Ortsplanung (i.S.v. Art. 49 Abs. 4 KRG) ist schliesslich nur dann zulässig, wenn keine 

präjudizierenden Auswirkungen auf das weitere Genehmigungsverfahren zu erwarten 

sind und der Grundsatz der gesamtheitlichen Prüfung nicht verletzt wird; davon kann 

bei Gesamtrevisionen aufgrund von RPG 1 regelmässig nicht ausgegangen werden. 

Angesichts dieser gesetzlichen Vorgaben ist eine Vereinfachung und Straffung der 
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Verfahren nur eingeschränkt möglich. Seit Erlass des Kantonalen Richtplans Sied-

lung und der Revision des KRG im Jahr 2018 wurden allerdings verschiedene Werk-

zeuge und Arbeitshilfen seitens des Kantons erarbeitet, um die rechtlichen Rahmbe-

dingungen aufzuzeigen und den Gemeinden dadurch die Planung zu erleichtern. Das 

Amt für Raumentwicklung (ARE) entwickelt laufend Standardisierungen und Automa-

tisierungen und setzt diese um, beispielsweise in Form von automatisierten Prüfun-

gen digitaler Daten sowie von Mustertexten. Allerdings muss die Rechtskonformität 

der vorgelegten Planung (insbesondere hinsichtlich der neuen Vorgaben von RPG 1 

betreffend Dimensionierung, Mobilisierung und Verdichtung der Bauzonen) von der 

Gemeinde hinreichend begründet werden, damit überhaupt eine Prüfung vorgenom-

men werden kann. Soweit die Planungsunterlagen nicht in der erforderlichen Begrün-

dungstiefe vorgelegt werden, sind zusätzliche, oftmals zeitintensive Abklärungen so-

wie Anhörungen der Gemeinden erforderlich. Die Dauer des Verfahrens hängt somit 

direkt von der Qualität der Planung ab. Der Kanton ist somit nicht die massgebende 

Schnittstelle bei der Frage nach möglichen verfahrensbeschleunigenden Massnah-

men. Damit soll jedoch nicht in Abrede gestellt werden, dass die derzeitige "Pla-

nungswelle" auch die zuständigen kantonalen Stellen an ihre personellen Kapazitäts-

grenzen geführt hat. Es ist zudem davon auszugehen, dass in den kommenden Jah-

ren die Belastung weiter zunimmt. Dies insbesondere aufgrund der zusätzlichen Auf-

gaben im Zusammenhang mit hochalpinen Freiflächenanlagen (Solarexpress) sowie 

aufgrund allfälliger zusätzlicher Arbeiten im Zusammenhang mit der anstehenden 

zweiten Etappe der Revision des RPG betreffend Bauen ausserhalb der Bauzonen 

(RPG 2). Vor diesem Hintergrund prüft das ARE über den ordentlichen Stellenschaf-

fungsprozess personelle Aufstockungen im Rahmen der Budgetvorgaben. Die Erhö-

hungen werden in der Dezembersession im Rahmen des Budgets 2024 vorgelegt. Zu 

bemerken bleibt, dass sich der Stellenmarkt schwierig zeigt und zudem für Neuange-

stellte mit einer einjährigen Einarbeitungszeit zu rechnen ist. Somit sind die mögli-

chen Massnahmen auf Kantonsebene bereits in Umsetzung und werden Ende 2023 

dem Grossen Rat vorgelegt. Aufgrund dieser Ausführungen beantragt die Regierung 

dem Grossen Rat, den vorliegenden Auftrag zu überweisen. 
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